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Anders wählen 
Damit leistbares Wohnen  
nach der Wahl nicht untergeht. 
Programm zur Salzburger Landtagswahl 2023 
Kay-Michael Dankl – KPÖ PLUS  

Liebe Salzburgerinnen und Salzburger, 

die Wohnkosten sind seit dem Amtsantritt von Landeshauptmann Haslauer im Bundesland Salzburg 
Jahr für Jahr auf traurige Rekord-Höhen geklettert. Im Jahr 2010 waren für eine 70-Quadratmeter-
Wohnung inklusive Betriebskosten in der Stadt Salzburg im Schnitt 748 Euro fällig. 2022 waren es 
1.225 Euro. Allein im Vorjahr sind die Mieten in der Landeshauptstadt im Schnitt um zehn Prozent 
teurer geworden. Damit ist Salzburg ein Schlusslicht in ganz Österreich. 

Gleichzeitig hat die ÖVP-geführte Landesregierung seit Haslauers Amtsantritt mehr als 1,2 Milliarden 
Euro an Wohnbaufördermittel abgezweigt und im Regierungsbudget versickern lassen. Für die 
Wohnbauförderung zahlen wir alle in Form von 1% der Bruttolöhne und -gehälter. Anstatt diese 
öffentlichen Mittel für leistbares Wohnen zu verwenden, hat man das Regierungsbudget aufpoliert, das 
voll ist mit teuren Prestigeprojekten. Die Rechnung werden noch Generationen an SalzburgerInnen 
Monat für Monat spüren, in Form überteuerter Wohnkosten.   

Kurz vor der Wahl versprechen alle Parteien, die Salzburger Wohnungskrise anzugehen. Die Erfahrung 
zeigt: Nach der Wahl vergessen die Regierungsparteien schnell auf ihre Versprechen. Damit das Thema 
leistbares Wohnen nicht wieder unter den Tisch fällt, braucht es eine verlässliche, kritische Stimme, die 
den regierenden Parteien auf die Finger schaut. Eine Stimme, die auch nach der Wahl für die Menschen 
da ist, die sonst von den Regierungsparteien nicht gehört werden.  
Die ersten Umfragen zeigen: Es gibt eine echte Chance, dass KPÖ PLUS der Einzug in den Landtag 
gelingt. Es wird aber knapp. Jede Stimme macht einen echten Unterschied. Mit Ihrer Stimme können Sie 
den Einzug möglich machen.  

Ihr Kay-Michael Dankl 
Gemeinderat und Spitzenkandidat 

KPÖ+ Salzburg
Elisabethstraße 11, 5020 Salzburg
Mail: office@kpoeplus-sbg.at
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1. Wohnen

Wohnen ist ein Grundrecht und keine Ware. Aber in Salzburg können immer mehr Menschen die 
steigenden Wohnkosten nicht mehr stemmen. In der Landeshauptstadt müssen MieterInnen im 
Durchschnitt bereits die Hälfte des Haushaltseinkommens für das Wohnen zahlen. Bei vielen 
Alleinerziehenden, Familien mit einem Einkommen, Älteren mit niedriger Pension und Menschen, die 
trotz Arbeit mit wenig Geld durch den Monat kommen müssen, ist der Anteil noch höher. Die 
Wohnungsnot ist aber auch am Land angekommen: In touristischen Regionen wie Zell am See und dem 
Gasteiner Tal wird Wohnen immer teurer. Immer mehr Menschen können es sich nicht leisten, dort zu 
bleiben und müssen wegziehen. Im Zentralraum heizen die teuren Wohnkosten die Zersiedelung an und 
verschlimmern das Verkehrs-Chaos.  

Während es zu wenige leistbare Wohnungen gibt, stehen allein in der Landeshauptstadt bis zu 10.000 
Wohnungen leer. Zweitwohnsitze, „Festspielwohnungen“, AirBnB und Automatenhotels verdrängen 
immer mehr benötigten Wohnraum. Wohnraum wird als Anlageobjekt, als „Betongold“ 
zweckentfremdet. Das Land hat die selbst gesteckten Wohnbauziele Jahr für Jahr verfehlt, in der Folge 
die Ziele herabgesetzt – und wieder verfehlt.  

Anstatt dieses Problem anzugehen, wurden unter Landeshauptmann Haslauer rund 1,2 Milliarden an 
Wohnbaufördermitteln zweckentfremdet. Den Beiträgen und Darlehensrückflüssen von ca. 2,8 Mrd. 
Euro (2013-2022) stehen Ausgaben von nur ca. 1,6 Mrd. gegenüber. Für die Wohnbauförderung zahlen 
alle Beschäftigten mit 1% der Bruttolöhne und -gehälter Monat für Monat ein. Das zeigen die 
Jahresberichte des Instituts für Immobilien, Bauen und Wohnen zur Wohnbauförderung und wird auch 
von der Arbeiterkammer Salzburg kritisiert. Mit den Wohnbaufördermitteln hat die Landesregierung ihre 
Budgets aufpoliert, die voll sind mit teuren Prestigeprojekten. Dieses Geld fehlt aber beim Wohnen. Ob 
man 8 Euro Miete pro Quadratmeter im geförderten Wohnbau zahlt oder das 16 am privaten 
Wohnungsmarkt, macht einen großen Unterschied – am Ende des Monats und auf das ganze Leben 
hochgerechnet.  

Unsere Vision: Schönes und leistbares Wohnen sollte für alle SalzburgerInnen Wirklichkeit sein. 
Niemand soll mehr als ein Drittel des Einkommens für das Wohnen zahlen müssen. Der Schlüssel ist 
der gemeinnützige Wohnbau durch Gemeinden, Land und Genossenschaften, der nicht der 
Gewinnmaximierung dient, sondern der Grundversorgung der breiten Mehrheit der Bevölkerung beim 
Grundbedürfnis Wohnen. Der Zweckentfremdung von Wohnraum gehört durch ein 
Wohnraumschutzgesetz ein Riegel vorgeschoben. Denn Wohnungen sind zum Wohnen da.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 

1. Schluss mit der Zweckentfremdung der Wohnbauförderung – 100% der Beiträge und
Darlehensrückflüsse gehören für leistbares Wohnen gesetzlich gewidmet und eingesetzt

2. Im ersten Schritt muss Wohnen für alle leistbar werden – Vorrang für den Bau geförderter
Mietwohnungen – 1.000 pro Jahr wie von der Arbeiterkammer vertreten
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3. Umstellung vom Modell der verlorenen Zuschüsse auf die Darlehens-basierte
Wohnbauförderung

4. Schluss mit der Förderung gewinnorientierter Investoren – Wohnbauförderung wieder
ausschließlich für gemeinnützigen Wohnbau

5. Spekulationsverbot beim geförderten Wohnbau – geförderte Wohnungen müssen auch nach
der Rückzahlung des Darlehens leistbar bleiben

6. Ankauf von Grundstücken durch die öffentliche Hand für den geförderten Wohnbau – Budget
der Land-Invest aufstocken

7. Erklärung des Wohnungsnotstands im Sinne des Bodenbeschaffungsgesetzes, damit
Gemeinden das Horten und Spekulieren mit Grund und Boden eindämmen können

8. 60% bis 100% der neuen Flächenwidmungen für den gemeinnützigen Wohnbau je nach
Situation vor Ort. Wo möglich, sollen bestehende Widmungen in diesem Sinne angepasst
werden.

9. Ein Vorkaufsrecht für Land und Gemeinden bei Grundstückskäufen, wie im benachbarten
Bayern.

10. Festlegung von Mindestanteilen an geförderten Mietwohnungen in Gemeinden je nach
Wohnungsnot

11. Privatisierung der Amtsgebäude des Landes stoppen – kein Ausverkauf öffentlicher Immobilien
12. Kommunalen Wohnbau wieder aufnehmen und fördern – Wohnbau durch die Gemeinden
13. Die GSWB als Wohnbaugesellschaft von Stadt und Land gehört organisatorisch und im

Management personell völlig neu aufgestellt
14. Mindestens der halbe Aufsichtsrat der GSWB ist mit parteiunabhängigen ExpertInnen zu

besetzen
15. Einführung eines Qualitätsmanagement-Systems bei der GSWB um die BewohnerInnen-

Zufriedenheit zu steigern
16. Wiederkehrende Zufriedenheits-Befragungen in GSWB-Wohnungen – nicht nur kurz nach dem

Einzug
17. Systematische Analyse und Senkung der Betriebskosten in GSWB-Wohnanlagen
18. Transparente und faire Wohnungsvergaben bei der GSWB anstelle fragwürdiger Vergabe-

Praxen
19. Einbeziehung von Baugruppen und Formen demokratischer Mitbestimmung bei Raumplanung

und Wohnbauprojekten
20. Bessere Kontrolle der gemeinnützigen Wohnbauträger durch das Land als Aufsichtsbehörde
21. Perspektivenwechsel bei den Wohnbauträgern – Fokus auf bedarfsgerechtes Bauen und die

Schaffung lebendiger Nachbarschaften
22. Sanieren statt abreißen – Leuchtturmprojekte wie in der Friedrich-Innhauser-Straße zeigen es

vor
23. Ein Sonderprogramm zur Sanierung und Aufstockung Gemeinde-eigener Wohnungen –

Wohnbauförderung anpassen
24. Sonderprojekte für die Verdichtung von Wohnbauten und Revitalisierung bestehender Bauten –

wobei die Aufenthaltsqualität gesteigert werden soll
25. Vorgaben für ausgewogene Verdichtung statt Verdichtung nur in bereits dicht bewohnten

Gebieten
26. Eine wirksame Leerstandsabgabe in Höhe von einem Drittel der Durchschnittsmiete
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27. Eine gewissenhafte Erhebung des Wohnungsleerstandes nach Innsbrucker Vorbild – Abgleich
von Gebäude- und Meldedaten

28. Pilotprojekte mit Anreizen, leerstehende Wohnungen für die Wohnbevölkerung zu mobilisieren
29. Start eines landesweiten Kautionsfonds wie in der Steiermark und in der Stadt Salzburg
30. Wohnungstausch erleichtern und Anreize schaffen, damit große, wenig genutzte Wohnungen

zum Tausch angeboten werden
31. Barrierefreiheit nützt allen, von Eltern mit Kinderwagen über Erkrankten bis zu Älteren – keine

Verschlechterung von Standards
32. Maßnahmen für Barrierefreiheit in Wohnungen auch für Ältere fördern – damit

selbstbestimmtes Wohnen daheim länger möglich ist
33. Lebensqualität in bestehenden Wohnanlagen verbessern – Balkon-Nachrüsten fördern
34. Zentralheizung statt Holz- oder Ölofen im Wohnzimmer – Sonderprogramm um Umrüsten ohne

unsoziales Mehrbelastung für MieterInnen zu ermöglichen
35. Verdrängung von Wohnraum durch Mikro- und Automatenhotels stoppen –

Genehmigungspflicht auch bei Kleinhotels
36. Ein flächendeckendes Hauptwohnsitzgebot
37. Ein Wohnungsschutzgesetz um die Zweckentfremdung von Wohnraum zu stoppen
38. Wohnungslosigkeit überwinden innerhalb der nächsten Amtsperiode – Housing-First-Projekte

im ganzen Bundesland
39. Schließung der Lücken in der Wohnnotversorgung, z.B. für Frauen, Jugendliche und psychisch

Erkrankte
40. Aufbau einer 24-Stunden-Notunterkunft für wohnungslose SalzburgerInnen
41. Keine Geschäftemacherei mit der Not wohnungsloser Menschen – Pensions-Unwesen lösen

durch öffentliche Notwohnungen
42. Landesweite Wohnbedarfserhebung als Grundlage um Wohnungslosigkeit zu überwinden
43. Starter-Wohnungen für junge Menschen
44. Leistbare Wohnheime für Studierende, Lehrlinge und junge Arbeitende
45. Wohnraum nutzen – Einsamkeit vorbeugen – Pilotprojekte um Mehr-Generationen-Wohnen zu

fördern
46. AirBnB zurück zur Ursprungsidee – nicht-kommerziell und nicht auf Kosten von Wohnraum,

etwa durch AirBnB-freie Zonen
47. Verankerung von Wohnen als Grundrecht in der Salzburger Landesverfassung
48. Überbauung von Flachbauten wie Supermärkten mit Wohnungen
49. Überteuerte Mieten deckeln – gesetzlichen Mietenschutz ausweiten
50. Ersatzpflicht, wenn Gebäude mit gesetzlich gedeckelten Mietwohnungen abgerissen werden –

zum Schutz der MieterInnen und des baukulturellen Erbes
51. Einsatz beim Bund für die Abschaffung der Umsatzsteuer auf Miete und Betriebskosten.
52. Pilotprojekt: Kostenlose Beratung für Inneneinrichtung für jene, die in der Stadt bleiben wollen,

aber über wenig Platz verfügen.
53. Reparatur-Bonus für Möbel und stärke Förderung von Second Hand-Möbeln
54. Wohnbauförderung für die Trockenlegung und Nutzbarmachung von Kellern in Altbauten – im

Sinne des Klimaschutzes und um Lagerfläche und Abstellflächen für Mieterinnen zu finden.
55. Massiver Ausbau der Betriebskostenüberprüfung der Arbeiterkammer – jährlich 20% aller

privaten BK-Abrechnungen sollten kontrolliert werden
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56. Start eines landesweiten Rechtshilfefonds für MieterInnen
57. Förderung für Fahrradabstellflächen inklusive Lastenfahrräder und E-Bikes auch bei

bestehenden Wohnanlagen
58. Mietenbremse bei den gesetzlich gedeckelten Mieten durch Gemeinden und Wohnbauträger
59. Gebührenstopp und Anreize zur Senkung überteuerter kommunaler Gebühren
60. Ausbau der kostenlosen Energieberatung
61. Sonderprogramm des Landes zur Schimmelbekämpfung
62. Pilotprojekte für temporäres Wohnen auf brachliegenden Flächen nach dem Wiener Vorbild

„Home 21“
63. Lockerung der rigiden Stellplatz-Vorgaben für neue Wohnanlagen
64. Abbau von Hürden zwischen Gemeinden beim Zugang zu geförderten Wohnungen, v.a. bei der

Residenzpflicht
65. Verankerung des Ziels, geförderten und leistbaren Wohnraum nicht als Almosen für die

Ärmsten, sondern für die breite Mehrheit der SalzburgerInnen bereitzustellen
66. Entbürokratisierung der Wohnbeihilfe, z.B. bei Einkommensnachweisen
67. Schaffung eines Wohngeldes mit Rechtsanspruch, das Wohnkosten der Sozialunterstützung

und die Wohnbeihilfe vereint
68. Berücksichtigung von Betriebs- und Energiekosten bei der Wohnbeihilfe
69. Erhöhung des Höchstzulässigen Wohnaufwands im Sozialunterstützungsgesetz
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2. Energie

Die Erfahrung der letzten zwei Jahre, zwischen Energieknappheit und Höchstpreisen, zeigt: Die 
Grundversorgung mit Licht und Wärme ist zu wichtig, um sie gewinnorientierten Konzernen zu 
überlassen. Die Politik hat die Verantwortung, für leistbare, sichere und erneuerbare Energie zu sorgen. 
Die SalzburgerInnen sehen, was bei der Aktiengesellschaft Salzburg AG seit Jahren schief läuft: Auf der 
einen Seite standen Rekord-Gewinne, die überwiegend in die Budgets von ÖVP-Landeshauptmann 
Haslauer und ÖVP-Bürgermeister Preuner flossen, sowie fürstliche Manager-Boni und Millionen-
Zahlungen an Berater. Auf der anderen Seite wurden die Tarife für Fernwärme, Strom und Gas Jahr für 
Jahr in die Höhe geschraubt. Der öffentliche Verkehr wurde kaputtgespart, so dass der Obus in der 
Landeshauptstadt auf einen peinlichen Viertelstundentakt zurückgefallen ist. Anstatt die Salzburg AG als 
Cash-Cow zu sehen und die Salzburger Haushalte zu melken, gehört der Konzern umgebaut in einen 
gemeinnützigen Energieversorger.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 

● Umbau der Aktiengesellschaft Salzburg AG in ein gemeinnütziges Unternehmen – die
Grundversorgung ist wichtiger als die Gewinnmaximierung

● Windräder und Sonnenenergie in Bürgerhand – Bau von erneuerbaren Energieanlagen durch
eine landesweite Genossenschaft, der BürgerInnen beitreten können, anstatt durch
Energiekonzerne

● Fürstliche Manager-Boni abschaffen
● Stromabschaltungen aussetzen – niemand soll in einer kalten, dunklen Wohnung sitzen müssen
● Den Heizkostenzuschuss des Landes ausweiten und automatisch auszahlen



8 

3. Pflege und Gesundheit

Ein gutes Pflege- und Gesundheitswesen nützt uns allen. Jeder kann in die Situation kommen, pflege- 
und betreuungsbedürftig zu sein. Die öffentliche Gesundheitsversorgung ist ein zivilisatorischer 
Fortschritt und ein Baustein sozialer Politik. Leider läuft hier vieles schief: Schlechte 
Betreuungsschlüssel, Personalmangel und die Arbeitsbedingungen lassen viele Pflegebeschäftigte 
ausbrennen. Die Folge sind leere Heimplätze und lange Wartezeiten. In der 24-Stunden-Pflege finden die 
Beschäftigten kaum Gehör bei den regierenden Parteien, obwohl ihre prekären 
Beschäftigungsverhältnisse dringend verbessert gehören. Die Zwei-Klassen-Medizin ist bereits Realität: 
Wer sich keine Privatversicherung leisten kann, spürt, wie die Gesundheitsversorgung schlechter wird. 
Unsere Vision: Eine menschenwürdige Pflege, mit attraktiven Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen, 
guter Bezahlung, besseren Personalschlüssel und einer Arbeitszeitverkürzung.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 

● Öffentliche Pflegeeinrichtungen anstelle des gewinnorientierten Geschäfts mit der Pflege.
● Entlastung der Beschäftigten durch bessere Personalschlüssel
● Bessere Kontrollen durch die Heimaufsicht
● Arbeitszeitverkürzung für Pflegebeschäftigte
● Ordentliche Bezahlung und Angebot von Dienstwohnungen, auch während der Pflegeausbildung
● Anrechnung von Vordienstzeiten für Pflegepersonal
● Ausbau der mobilen Pflege
● Entlastung der Pflegeheime, indem selbstbestimmtes Wohnen daheim gefördert wird
● Erhöhung der Sozialunterstützungsgrenzen bei höheren Pflegestufen
● Ausbau des betreuten und betreubaren Wohnens – mehr Plätze und Programme
● Entwicklung einer Landesstrategie um die 24-Stunden-Pflege auf neue Beine zu stellen – mit

besseren Arbeitsbedingungen und einer guten Absicherung für die Beschäftigten
● Präventive Hausbesuche bei Älteren ab 75 – aufsuchende Hilfe und Beratung
● Pflegende Angehörige finanziell unterstützen, versichern und entlasten – Ersatzpflegekräfte für

einzelne Tage und kostenlose Bildungsangebote
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4. Soziales

Salzburg ist auf dem Papier Teil eines der reichsten Länder Europas. Aber während die großen 
Vermögen wachsen, ist jeder Fünfte von Armut bedroht. Allein unter den Kindern und Jugendlichen sind 
21.000 im Bundesland von Armut gefährdet. Armut kann jeden treffen – etwa durch einen 
Schicksalsschlag wie Job- oder Wohnungsverlust, einen Unfall, eine Krankheit oder eine Trennung.  

KPÖ PLUS tritt für eine Gesellschaft ein, in der niemand Angst haben muss, auf der Strecke zu bleiben. 
Die Politik muss die Armut bekämpfen, nicht die Menschen, die in Notlagen geraten. Deshalb braucht es 
weniger Bürokratie und Schikane und mehr Unterstützung, damit Menschen in Not wieder auf eigenen 
Beinen stehen und selbstbestimmt leben können.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 

● Ein Pilotprojekt für eine Kindergrundsicherung – 21.000 Kinder und Jugendliche in Salzburg
aus der Armutsgefährdung retten.

● Armut überwinden, Grundbedürfnisse abdecken – Verschlechterungen bei der
Sozialunterstützung zurücknehmen

● Automatische Auszahlung von Unterstützungsleistungen statt Bürokratie – von der
Weihnachtsbeihilfe bis zum Heizkostenzuschuss.

● Altersarmut beenden – keine Mindestpensionistin soll unter der Armutsgefährdungsgrenze
leben müssen

● Ausbau der sozialen Infrastruktur in Städten und Gemeinden.
● Leichte Sprache bei Formularen und Ämtern.
● Einrichtung eines Salzburg-Hilft-Fonds mit 10 Mio. Euro für schnelle und unbürokratische Hilfe
● Schluss mit dem Geschäft mit der Spielsucht – Werbeverbot und besserer Spielerschutz
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5. Arbeit

Die Arbeit bestimmt einen großen Teil unseres Alltages und unseres Lebens. Aber der wachsende 
Arbeitsdruck wird für viele Menschen zu Belastung: Von der ständigen Erreichbarkeit auch abends und 
an Wochenenden, über Formen der prekären Scheinselbstständigkeit bis hin zum Druck, als 
Arbeitssuchender sogar Jobs mit miserablen Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. KPÖ PLUS tritt für 
eine Arbeitswelt ein, die nicht krank macht, von der jeder gut leben kann und die Einkommensscheren 
verringert, anstatt sie zu vergrößern.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Arbeitsplätze schaffen und sichern durch Investitionen in Wohnbau, Kinderbetreuung, Pflege

und öffentlichen Verkehr
● Keine Privatisierung öffentlicher Leistungen und Betriebe und Rücknahme der Auslagerung von

Arbeitsplätzen, z.B. bei Reinigungskräften der SALK.
● Pilotprojekte des Landes für eine Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden ohne Lohnverlust und

mit vollem Personalausgleich, z.B. bei Reinigungskräften
● Mehr Personal und bessere Bezahlung für Pflege und Kinderbetreuung.
● Landesweiter Mindestlohn von 1.700 Euro netto im öffentlichen Dienst und bei Unternehmen

mit Landesbeteiligung
● Ausbau der Arbeitsrechtsberatung der Arbeiterkammer durch Aufstockung der Landesförderung
● Gesundheitsangebote am Arbeitsplatz ausbauen – von psychischer Gesundheit bis zur

Prävention
● Faire und gut bezahlte Praktika statt Ausbeutung junger Menschen als Standard bei Salzburger

Unternehmen fördern
● Bestbieterprinzip statt Billigstbieter bei öffentlichen Ausschreibungen des Landes und den

Gesellschaften mit Landesbeteiligung
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6. Verkehr

Stinkende Abgase in der Stadt, Zersiedelung und Abhängigkeit vom Auto: Das sind die Folgen einer 
falschen Raumordnung- und Verkehrspolitik der vergangenen Jahrzehnte. Wer an stark befahrenen 
Straßen lebt, wird krank von Lärm und Abgasen. Und wer wegen der immer weiter steigenden 
Wohnkosten aus der Stadt zieht, wird unfreiwillig Teil der Verkehrslawine und verbringt viel Lebenszeit 
im Stau. Salzburg verdient eine Verkehrspolitik, die den Menschen und die Umwelt in den Mittelpunkt 
stellt. Die es ermöglicht, kostengünstig und wo es geht öffentlich von A nach B zu kommen. Statt 
Zersiedelung setzen wir auf Nahversorgung und belebte Ortszentren.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 

● Leistbares und attraktives Wohnen in den Ballungszentren statt Zersiedelung und
Verkehrslawinen

● Eine übergeordnete Raumplanung statt Kirchturmpolitik einzelner BürgermeisterInnen
● Leistbares Öffi-Ticket um 100 Euro für das ganze Jahr
● Gratis Öffis im Nahverkehr als Ziel, beginnend mit allen in Ausbildung
● Ein sozial ermäßigtes Öffi-Ticket für den Nahverkehr
● Den Ausbau von S-Bahn, Lokalbahn und Bussen
● Eine Verlängerung der Lokalbahn in der Stadt Salzburg nur, wenn es einem Ausbau des Obus-

Angebots, einer Verkehrsberuhigung und einer Verschränkung mit der Raumordnungs- und
Wohnungspolitik einhergeht

● Eine bessere Taktung von Bussen, auch abends und am Wochenende.
● Einladende Gestaltung von Haltestellen mit Sitzgelegenheiten, Überdachung und Zeitanzeige
● Barrierefreie Öffis, Straßen und Plätze
● Attraktive Park&Ride-Angebote am Stadtrand
● Verpflichtende Touri-Busparkplätze am Stadtrand
● Reduktion des touristischen PKW-Zielverkehrs auch im Innergebirge durch Anreize zum

Umsteigen auf Öffis
● Verringerung des touristischen Verkehrsaufkommens indem Gäste aus Salzburg und der nähere

Umgebung als Zielgruppe wichtiger werden
● Sichere Wege, mehr Sitzbänke und öffentliche WCs, um Zu-Fuß-Gehen zu erleichtern.
● Eine Nahverkehrsabgabe für Unternehmen zum Ausbau des öffentlichen Verkehrs.
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7. Umwelt und Klima

Die Klimakrise schreitet voran. Sie bedroht unsere Lebensgrundlagen, unsere Landwirtschaft und 
unsere Zukunft. Klimapolitik darf nicht zu eng gedacht werden: Steigende Wohnkosten vertreiben immer 
mehr Menschen aus den Städten. Das Ergebnis ist mehr Verkehr, mehr Autoabhängigkeit und damit 
mehr schädliche Emissionen, mehr Flächenverbrauch und mehr Bodenversiegelung. Das können wir 
uns nicht mehr leisten. 
Wir brauchen eine soziale Klima- und Umweltpolitik, die unsere Böden, Zukunft und Lebensqualität 
schützt. Wir wollen lebendige Orts- und Stadtkerne mit kurzen Wegen. Das bedeutet gerade im dicht 
verbauten Gebiet, wo Menschen am stärksten von Hitzewellen betroffen sind, Straßen, Plätze und 
Gebäude zu begrünen. Wir müssen schonend mit unseren Böden und Ressourcen umgehen und eine 
Landwirtschaft stärken, die die Artenvielfalt erhält. Statt teurer Energiepreise, von denen die Konzerne 
profitieren, braucht es den Ausbau von grünem Strom in Bürgerhand.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Ausbau von erneuerbaren Energien, von Wind- bis Sonnenenergie, auf Genossenschafts- und

Gemeinnützigkeitsbasis anstelle von Energiekonzernen
● Massive Reduktion der klimazerstörenden Emissionen im Verkehrsbereich
● Schluss mit der Privat-Jet-Flut der Reichen
● Kurze Wege fördern, indem wir Stadt- und Ortsteile beleben und Gemeinde-Nahversorger

ermöglichen.
● Sanierungsoffensive bei bestehenden Wohnanlagen – Energieeffizienz nicht nur im Neubau.
● Begrünung von Straßen, Plätzen und Gebäuden.
● Erstellung von Hitzeplänen für Städte und Gemeinden
● Keine Verschlechterungen bei der Landesumweltanwaltschaft als Stimme für Umwelt und Natur
● Aufwertung des Tierschutzes, z.B. durch den Ausbau der Tierrettung, Taubenhäuser wo immer

Bedarf besteht, kostenfreie Tierarzt-Angebote für SalzburgerInnen mit wenig Einkommen, Ende
der Gatterjagd, eine Strategie zur Abschaffung von Massentierhaltung, sowie einer
Qualitätssicherung bei Tierheimen
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8. Bildung

Salzburg soll attraktiver für junge Menschen in Ausbildung werden: mit leistbaren Wohnungen, 
günstigen Öffis, lebendiger Kultur und einladenden Räumen ohne Konsumzwang. Bildung als Schlüssel 
für die Zukunft ist in den ersten fünf Jahren des Lebens am wichtigsten. Wir wollen Paläste für die 
Kinder und Jugendlichen bauen und ausreichend Personal beschäftigen, das mit Leidenschaft und 
genügend Zeit für individuelle Betreuung arbeiten kann. Langfristig wollen wir die gleiche Bezahlung 
zwischen KindergartenpädagogInnen und den Beschäftigten der späteren Bildungseinrichtungen. Es soll 
Qualitätsbauprogramme für Schulen und Schulausbau geben. Zuschüsse für Gemeinden soll es nur 
mehr geben, wenn Bauten wirklich den besten Standards entsprechen. Dafür soll aber mehr Geld zur 
Verfügung gestellt werden. 

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Bereitstellung von ausreichend Schulärzten und -ärztinnen und ausreichend

SchulpsychologInnen und SozialarbeiterInnen.
● Gratis-Nachhilfe für Kinder aus Familien mit niedrigen Einkommen.
● Stipendien für Kinder, bei denen sich die Eltern schwer oder gar nicht höhere Schulen leisten

können.
● Gutes, frisches, gesundes und kindergerechtes Essen für alle Kindergartenkinder – im ersten

Schritt sozial gestaffelt, langfristig für alle kostenlos.
● Kostenloses und gutes Schulessen für alle Kinder. In einem ersten Schritt sozial gestaffelt –

wobei Familien unter der Armutsgrenze völlig befreit werden sollen.
● Kostenlose Bus- und Zugfahrt für Schulklassen bei Ausflügen und Freifahrt für alle in

Ausbildung.
● Befristung der DirektorInnenposten, dafür mehr Unterstützungspersonal
● Gratis-ganztägiger Kindergarten und Kinderkrippe wie in Wien und im Burgenland mit Anspruch

auf einen Platz ab dem 12. Monat.
● 50€ für alle, die eine Familienberatung aufsuchen, und 100 € Bonus für alle Elternteile, die einen

Elternkurs im Vorfeld der Geburt machen
● Ausbau der Eltern-Kind-Zentren und mehr Angebote im Kleinkindbereich
● Entlastungsangebote für AlleinerzieherInnen – wie stundenweise Kinderbetreuung, Hilfsfonds

bei den Eltern-Kind-Beratungsstellen (Familienberatungsstellen).
● Wiedereinstiegskurse und Prämien für PädagogInnen, die den Job gewechselt oder nie

ausgeübt haben
● MitarbeiterInnen-Zufriedenheitsmontoring sowie Präventionsmaßnahmen gegen Burnout und

Arbeitsunzufriedenheit für in der Bildung angestellte Menschen.
● 500€ für PädagogInnen und MitarbeiterInnen als individuelles Weiterbildungsbudget pro Jahr
● Alphabetisierungsangebote für Erwachsene ausbauen
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9. Demokratie

Seit über 20 Jahren sinkt die Wahlbeteiligung in Salzburg. Immer weniger Menschen fühlen sich von der 
Politik der etablierten Parteien vertreten und angesprochen. Viele haben das Gefühl, dass die großen 
Parteien sich für sie und ihre Anliegen nicht interessiert, dass alles Wichtige an ihnen vorbei und hinter 
verschlossenen Türen entschieden wird. Demokratie bedeutet mehr, als alle fünf Jahre ein “Kreuzerl” zu 
machen. Es bedeutet auch, dass BürgerInnen im Alltag mitsprechen und mitbestimmen können und 
auch gehört werden.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Kürzung der Parteienförderung, die aktuell die höchste in ganz Europa ist, damit die Parteien

sich wieder stärker um Mitglieder bemühen müssen
● Wahlkampfkosten begrenzen
● Höhe der Parteienförderung an die Wahlbeteiligung koppeln
● Ein landesweites Monitoring, welche Bevölkerungsgruppen kaum vertreten sind
● Mehr Bürgerbeteiligung – Mitbestimmung auf Gemeinde- und Landesebene erleichtern
● Stärkung von BürgerInnen-Räten mit repräsentativer Zusammensetzung bei der

Gemeindeentwicklung
● Demokratie braucht Bildung: Förderung der politischen Bildung in Schulen
● Demokratie braucht Vielfalt: Sicherung und Ausbau freier Medien bei Radio, Fernsehen und

Print
● Demokratie braucht Raum: Ausbau von Stadt- und Ortsteilzentren mit Veranstaltungsorten und

Treffpunkten für BürgerInnen
● Weniger Hürden für BürgerInnen, die neuen Parteien den Wahlantritt ermöglichen wollen
● Parteibuchwirtschaft bei Auftrags- und Postenvergaben stoppen
● Politikergehälter auf ein vernünftiges Maß senken
● Gewählte KPÖ PLUS VertreterInnen geben alles über einem durchschnittlichen Facharbeiter-

Lohn für SalzburgerInnen in Notlage ab.
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10. Frauen

Noch immer bekommen Frauen weniger als Männer. Die Hausarbeit, Pflege- und Erziehungsarbeit wird 
immer noch überwiegend den Frauen aufgebürdet, während überwiegend Männer an den Hebeln der 
Macht sitzen. Fast jede zweite berufstätige 
Frau arbeitet in Teilzeit. Ob Alleinerziehende oder Pensionistinnen – Armut betrifft in vielen Lebenslagen 
vor allem Frauen. Auch bei häuslicher Gewalt, die vor allem Frauen trifft, ist Österreich ein europaweites 
Schlusslicht. Die Gleichstellung der Frau ist längst überfällig. Sie muss einhergehen mit einer sozialen 
Politik, die allen nutzt: Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden pro Woche, höhere Löhne und Gehälter 
sowie ein Ausbau der sozialen Absicherung, um Armut vorzubeugen. 

KPÖ PLUS tritt ein für: 

● Gleicher Lohn für gleiche Arbeit – Lohnlücken schließen
● Mehr öffentliche Kinderbetreuungseinrichtungen in Wohn- und Betriebsnähe
● Ausweitung der Öffnungszeiten von Kinderbetreuungseinrichtungen
● Ein Recht auf leistbare Kinderbetreuung in Wohnnähe
● Anerkennung der Erziehungs- und Pflegearbeit für die Pension
● Kostenlosen Zugang zu Verhütungsmitteln in Salzburg ermöglichen
● Schwangerschaftsabbruch darf nicht am Geld scheitern und muss einkommensunabhängig

zugänglich sein
● Gleichstellung bei politischen Entscheidungen – Maßnahmen, Quoten und Förderungen, um

50% Frauen in politischen und Verwaltungspositionen zu erreichen
● Gewaltschutz stärken durch Prävention, mehr Frauenhausplätze und mehr Notwohnungen
● Wohnungslosigkeit von Frauen überwinden – ein flächendeckendes Angebot an Übergangs- 

und Notwohnungen
● Geschlechterrollen und Klischees überwinden – wirksamer Schutz vor Diskriminierung von

Frauen und LGBTIQ-Personen
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11. Kultur

Kultur ist ein wichtiger Lebensbereich. Dabei hat Salzburg eine Schieflage. Es braucht mehr 
Förderungen für alternative, freie Kulturstätten, sowie Kultur-Nahversorger statt Millionen nur für die 
Hochkultur. Eine faire Bezahlung muss auch im Kulturbereich eine Selbstverständlichkeit werden. 
Gerade jungen KünstlerInnen soll durch die Schaffung offener Werkstätten der Raum für künstlerische 
Tätigkeit gegeben werden.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Einführung eines landesweiten Aktivpasses, der Kultur, Sport, Öffis und soziale Unterstützung in

einer Karte bündelt, nach dem Vorbild Linz und Graz.
● Bessere Entlohnung und sichere Arbeitsplätze in der Kulturarbeit.
● Kostenlosen und unbürokratischen Zugang zu Mitteln für Kunstprojekte.
● Förderung inklusiver, kulturübergreifender Projekte.
● Schaffen von offenen Werkstätten, Ateliers, Studios und Proberäume für Kunstschaffende in

allen Bezirken.
● Bewegung und Schwimmkenntnisse fördern – ein Hallenbad für jeden Bezirk.
● Eine umfassende Studie die Verteilungsgerechtigkeit der Kultur- und Sportförderungen anstatt

der als “Studie” getarnten Jubelmeldungen der Wirtschaftskammer
● Ausbau der Musikförderung und Qualitätskontrolle. Zusätzlich sollen ausreichend Proberäume

und Auftrittsmöglichkeiten im ganzen Land geschaffen werden.
● Die Blasmusik soll zunehmend erweitert werden, was ihre Tradition betrifft, zum Beispiel durch

den Aufbau neuer Blasorchester in der Stadt Salzburg.
● Ausbau von Bibliotheken in allen Bezirken – mit Online-Medien, Begegnungs- und

Veranstaltungsräumen und Lernorten.
● Fixe und ausreichende Förderung für Spielplätze für alle Altersgruppen in den Gemeinden und

Städten inklusive Beratung und Koordination durch die Landesregierung.
● Abschaffung der Vergnügungssteuer.
● Förderung von Mountainbike-Strecken, wie aktuell beim Heuberg, im ganzen Bundesland
● Weiterführung des Fair-Pay-Programms und Entbürokratisierung v.a. für kleine Vereine
● Nachdem es keine Landesbibliothek gibt, Ausbau der Salzburger Stadtbibliothek mit

Unterstützung des Landes
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12. Antifaschismus

Heute ist gelebter Antifaschismus wichtiger denn je. Das betrifft auch die Salzburger Gedenkpolitik. Vor 
allem aber wird zu wenig gegen heutigen Rassismus und Ausländerfeindlichkeit getan. Die 
Beratungssituation für von Rassismus betroffene Menschen in Salzburg und Präventionsmaßnahmen 
sind zu wenig ausgebaut und unterfinanziert. Wir treten entschieden gegen Rassismus, Antisemitismus 
und Hetze auf – in der Politik ebenso wie im Alltag. 

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Straßenbenennungen nach WiderstandskämpferInnen und Opfern des Nationalsozialismus.
● Sichtbare Kennzeichnung von Erinnerungsorten.
● Kontextualisierung von NS-belasteten Denkmälern.
● Vom Land geförderte Veranstaltungen über die NS-Zeit und den Widerstand in Salzburg.
● Ausbau von Dokumentations- und Beratungsstellen für Betroffene rassistischer Anfeindungen.
● Verstärkte Aufklärung gegen Rechtsextremismus in Salzburg und Sensibilisierungsarbeit in

Schulen.
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13. Jugend und Generationen

Die Jugendförderung soll stärker darauf abzielen, Strukturen auf Bezirk und Gemeinde oder Stadtebene 
zu stärken. Daneben braucht es einen Sonderfonds für den Erhalt von Vereinsheimen und -Anlagen. Wir 
wollen verpflichtende Jugendmitbestimmung bei Dingen, die junge Menschen betreffen – nach dem 
Vorbild Südtirol. Damit einhergehend braucht es verstärkt Maßnahmen, um SeniorInnen aktiv im 
gesellschaftlichen Leben zu halten. Der wachsenden Vereinsamung gilt es entgegenzutreten. Darüber 
hinaus müssen der älter werdenden Bevölkerung Möglichkeiten zur sozialen und kulturellen Teilhabe 
eröffnet werden.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Regionalisierung der verbandlichen Jugendarbeit
● Starke Förderung von ausgelosten JugendgemeinderätInnen.
● Ausbau von Jugendzentren mit Lernräumen in allen Stadtteilen, Freizeiteinrichtungen wie

Skateparks und der Ausbau der Clubkultur
● Kostenloser Eintritt bei Museen, Theater und anderen Kultureinrichtungen für Kinder und

Jugendliche
● Ausbau der Jugendbetreuung, Hilfe in der Familie und Verbesserung des betreuten Wohnens
● SeniorInnenrabatt ab Pensionsantritt und nicht erst ab 65.
● Aktiv-Ticket: 300 € für SeniorInnen, SeniorInnenticket ab Pensionsantritt.
● Innovationstopf für neue Projekte im Bereich der Generation 55+
● Kostenlose Basis-Trauerberatung und kostenlose TrauerrednerInnen für Menschen mit

niedrigem Einkommen
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14. Wirtschaft und Tourismus

Während Salzburg bei der Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung im Bundesländer-Vergleich gut abschneidet, 
belegt es bei den Pro-Kopf-Einkommen einen der hinteren Plätze. Das zeigen die Zahlen der 
Arbeiterkammer. Ein Grund ist der hohe Anteil an niedrig entlohnten Arbeitsplätzen im 
Dienstleistungsbereich, wie Handel, Gastronomie und Hotellerie. Gute Arbeitsbedingungen und eine 
ordentliche Bezahlung sind wichtig, damit Menschen etwas vom Leben haben, aber auch für ihre 
Gesundheit und für das wirtschaftliche Leben vor Ort. Wenn die Kaufkraft unter teuren Wohnkosten und 
unterdurchschnittlichen Löhnen und Gehältern leidet, spüren das z.B. das Wirtshaus ums Eck, das Café 
und die Friseurin.  

Die ÖVP hat mit ihrer Politik für Investoren und Spekulanten die Salzburger Wohnungskrise 
mitverursacht. Die teuren Wohnkosten drücken auf die Kaufkraft der SalzburgerInnen und schrecken 
Arbeitskräfte ab. Die ÖVP ist leider keine Wirtschaftspartei, sondern eine Partei der Besitzenden. 
Gleichzeitig verweigert die ÖVP eine überfällige, ehrliche Debatte über die Zukunft des Tourismus im 
Bundesland. Die Klimakrise, Umbrüche in der Arbeitswelt – Stichwort Automatisierung – und die 
Sicherung stabiler Beschäftigungsverhältnisse machen grundlegende Veränderungen notwendig.  

KPÖ PLUS tritt ein für: 
● Start einer breiten gesellschaftlichen Diskussion über die Zukunft des Tourismus im

Bundesland Salzburg
● Klimaschädliche Fernreisen werden abnehmen müssen – Ersatz für Fernreisende aus Asien und

den USA entwickeln
● Die Folgen der Automatisierung im Tourismus ernst nehmen – von Arbeitsplätzen bis zu

Kommunalsteuern
● Tagestouristen als Zielgruppe ernst nehmen – Fokus nicht nur auf Nächtigungen, sondern auf

Dienstleistungen
● Reisebusgruppen stärker zur Kasse bitten – 400 Euro Einfahrtgebühr in der Landeshauptstadt
● Mehr attraktive und leistbare Freizeitangebote für Salzburger Familien – Erholung in der Nähe
● Attraktivere Rahmenbedingungen für Beschäftigte im Tourismus – von Dienstwohnungen bis

zur sozialen Absicherung
● Stärkere Nutzung der vorhandenen Infrastruktur – Ganzjahres-Tourismus ausbauen
● Wohnen als Standortfaktor – leistbarer Wohnraum ist die Voraussetzung, um für Arbeitskräfte

attraktiv zu sein
● Kaufkraft der SalzburgerInnen stärken, indem die Wohn- und Fixkosten langfristig gesenkt

werden
● Service-Studie zu Betriebsabsiedlungen
● Kleinen Gemeinden mit Außenstellen der Landesverwaltung stärken
● Mittagstisch-Angebote für MitarbeiterInnen – örtliche Wirte unterstützen
● Förderung der regionalen und biologischen Landwirtschaft, sowie Förderung

genossenschaftlicher Ansätze, um LandwirtInnen gegenüber Großbetrieben und Ketten zu
stärken


